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Zusatzvertrag Deutschland -Österreich 
über Kriegsopferversorgung 
und Beschäftigung Schwerbeschädigter 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Bei der Durchführung des Vertrages vom 7. Mai 1963 hat sich 
ergeben, daß insbesondere die Anwendung des Vertrages auf 
weitere Personenkreise hinsichtlich der Heilbehandlung, die 
Ausstattung deutscher Beschädigter in Österreich mit be- 
stimmten Ausweisen, die vereinfachte verfahreiisrechtliche 
Durchführung des Vertrages sowie die Behandlung vollstreck- 
barer Entscheidungen der Gerichte und Bescheide der Ver- 
waltungsbehörden einer Regelung bzw. Klärung bedürften. 


B. Lösung 

Die unter A aufgeworfenen Fragen sind in dem einliegenden 
Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 entsprechend geregelt 
worden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch den Zusatzvertrag tritt eine Mehrbelastung des Bundes 
und der Länder nicht ein. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/4 — 806 10 — Schw 2/69 


Bonn, den 23. Januar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzvertrag 
vom 7. Februar 1969 zur Durchführung und 
Ergänzung des Vertrages vom 7. Mai 1963 
zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland 
und der Republik Österreich über Kriegs- 
opferversorgung und Beschäftigung Sdiwer- 
beschädigter 

nebst Begründung, dem Wortlaut des Zusatzvertrages sowie 
einer Denkschrift mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung, 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Drude: Bundes drucke rei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfacii 821 
Telefon 635 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Zusatzvertrag vom 7. Februar 1969 
zur Durchführung und Ergänzung des Vertrages vom 7. Mai 1963 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Kriegsopferversorgung und Beschäftigung Schwerbeschädigter 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen : 

Artikel 1 

Dem in Wien am 7. Februar 1969 Unterzeichneten 
Zusatzvertrag zur Durchführung und Ergänzung des 
Vertrages vom 7. Mai 1963 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich 
über Kriegsopferversorgung und Beschäftigung 
Schwerbeschädigter {Bundesgesetzbl. 1964 II S.220) 
wird zugestimmt. Der Zusatzvertrag wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Als Stellen in der Bundesrepublik Deutschland, 
die nach Artikel 6 Abs. 3 Satz 3 des Zusatzvertrages 
die Ausfertigung der Bescheide der Verwaltungs- 
behörden mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbar- 
keit zu versehen haben, werden die Landesversor- 
gungsämter und in Fällen der Berufsförderung die 
Hauptfürsorgestellen bestimmt. 

Artikel 3 

Das Gesetz zu dem Vertrag vom 7. Mai 1963 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich über Kriegsopferversorgung und 
Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 10. März 
1964 (Bundesgesetzbl.il S.220) wird wie folgt ge- 
ändert : 

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Für die Durchführung der Heil- und Kranken- 
behandlung nach Artikel 3, 4, 6 und 7 Abs. 2 des 
Vertrages und für die Kostenerstattung an die 
Krankenkassen gelten die §§ 18 bis 21 des Bun- 
desversorgungsgesetzes oder die an ihre Stelle 
tretenden Vorschriften entsprechend, soweit sie 
sich nicht auf Leistungen beziehen, die nach Ar- 
tikel 3 Abs. 1 des Vertrages ausgenommen sind." 


2. Folgender Artikel 2a wird eingefügt: 

„Artikel 2 a 

Artikel 1 1 des Vertrages wird, soweit es sich 
um Erstattungsverfahren in Durchführung der 
Artikel 2 bis 7 und 10 handelt, für den Bereich 
der Bundesrepublik Deutschland von dem Ver- 
sorgungsamt durchgeführt, das nach der Verord- 
nung über die Zuständigkeit der Verwaltungs- 
behörden der Kriegsopferversorgung für Berech- 
tigte außerhalb des Geltungsbereichs des Grund- 
gesetzes vom 9. Juni 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 349) in der jeweils geltenden Fassung für die 
Versorgung der Opfer des Krieges in der Repu- 
blik Österreich zuständig ist." 

Artikel 4 

Personen, die einen Anspruch auf Versorgung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz besitzen und 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in 
den Gemeinden Jungholz (politischer Bezirk Reutte) 
und Mittelberg (politischer Bezirk Bregenz) der Re- 
publik Österreich haben, erhalten Versorgung wie 
Berechtigte mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Auf- 
enthalt im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1964, Artikel 2 dieses Gesetzes jedoch mit 
dem ersten Tage des auf den Austausch der Ratifika- 
tionsurkunden zum Zusatzvertrag folgenden Monats, 
Artikel 3 Nr. 1 mit Wirkung vom 1. Januar 1967 in 
Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Zusatzvertrag nach sei- 
nem Artikel 9 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Zusatzvertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Ver- 
waltungsverfahren der Landesbehörden geregelt 
wird. 

Zu Artikel 2 

Da es nach innerdeutschem Recht bei Vollstreckun- 
gen im Verwaltungswege keines vollstreckbaren 
Titels bedarf (§ 3 des Verwaltungs-Vollstreckungs- 
gesetzes vom 27. April 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 157 — in der geltenden Fassung), ist es erforder- 
lich, die Stellen, die bei Bescheiden für deutsche 
Berechtigte in Österreich die Vollstreckungsklausel 
zu erteilen haben, ausdrücklich festzulegen, zumal 
da hierdurch etwaige Anerkennungsschwierigkeiten 
für den anderen Vertragsstaat vermieden werden. 

Aus Zweckmäßigkeitsgründen erscheint es ange- 
zeigt, die Landesversorgungsämter bzw. die Haupt- 
fürsorgestellen als für die Erteilung der erwähnten 
Klausel zuständige Stellen zu bestimmen. 

Für die Vollstreckung von gerichtlichen Entschei- 
dungen gelten die §§ 704 ff. der Zivilprozeßordnung 
(ZPO), und zwar im Sozialgerichtsverfahren in Ver- 
bindung mit § 198 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG), 
im Verwaitungsgerichtsverfahren in Verbindung mit 
§167 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). 

Zu Artikel 3 Nr. 1 

Die Änderung des Artikeln 2 des Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 7. Mai 1963 ist erforderlich, weil die 
dort aufgeführten Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Heilbehandlung, Ver- 
sehrtenleibesübungen und Krankenbehandlung durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Kriegsopferrechts (Drittes Neuordnungsgesetz 
— KOV • — ) vom 28. Dezember 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 750) eine andere Paragraphenbezeichnung 
erhalten haben. 

Zu Artikel 3 Nr. 2 

Artikel 11 des Vertrages vom 7. Mai 1963 regelt die 
gegenseitige Erstattung des Aufwandes, der sich 
aus der Durchführung seiner Artikel 2 bis 10 ergibt. 

Von deutscher Seite wurde für die Durchführung des 
sich aus den Artikeln 2 bis 7 und 10 des Vertrages 
ergebenden Erstattungsverfahrens im Einverneh- 
men mit dem Bayerischen Staatsministerium für 
Arbeit und soziale Fürsorge im Verwaltungswege 
das Versorgungsamt München I bestimmt, das nach 
§ 1 Abs. 1 Buchstabe g der Verordnung über die Zu- 
ständigkeit der Verwaltungsbehörden der Kriegs- 
opferversorgung für Berechtigte außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes in der Fassung 


vom 22. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 772) be- 
reits für die Durchführung der Versorgung der 
Opfer des Krieges in Österreich zuständig ist. Im 
Rahmen des Artikcüs 11 des obengenannten Ver- 
trages vom 7. Mai 1963 obliegt dem Versorgungs- 
amt München I als deutscher Zentralstelle darüber 
hinaus jedoch auch die Zusammenstellung der für 
Österreichische Kri(jgsopfer in der Bundesrepublik 
Deutschland angefellenen Aufwendungen. 

Eine Regelung dieser Zuständigkeit in dem Zustim- 
mungsgesetz erscheint angebracht, zumal die Er- 
mächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung in 
§ 3 Abs. 5 des Gesetzes über das Verwaltungsver- 
fahren der Kriegsepferversorgung hierzu nicht aus- 
reicht. 

Um einer möglidum Änderung der Zuständigkeits- 
verordnung i. d. F. vom 22. Dezember 1966 hinsicht- 
lich des für die Durchführung der Versorgung von 
Kriegsopfern in Österreich zuständigen Versor- 
gungsamtes besser Rechnung tragen zu können, 
wird das zuständige Versorgungsamt im Gesetz 
nicht ausdrücklich aufgeführt. 

Hinsichtlich der in Durchführung der Artikel 8, 9 
und 12 des Vertrages vom 7. Mai 1963 erforder- 
lichen Erstattungsverfahren besteht kein Bedürfnis 
zur Einschaltung von Dienststellen bzw. einer Dienst- 
stelle im Bereiche der Bundesländer, weil die Er- 
stattungen unmittelbar zwischen dem Bundesministe- 
rium des Innern und dem österreichischen Ministe- 
rium für soziale ''/erwaltung abgewickelt werden. 

Zu Artikel 4 

Die im kleinen Walsertal liegenden Gemeinden 
Jungholz und Mittelberg, die keinen unmittelbaren 
Zugang zum Ös .erreichischen Staatsgebiet haben, 
werden wie deutsches Zollinland behandelt. Die 
dort lebenden deutschen Kriegsopfer werden auf 
Grund einer Absprache mit dem zuständigen öster- 
reichischen Sozialministerium verwaltungsmäßig 
bereits wie Deutsche im Inland beiiandelt. Eine ent- 
sprechende gesetzliche Regelung für diesen Per- 
sonenkreis erscheint jedoch angebracht; von einer 
zunächst beabsichtigten Regelung im Zusatzvertrag 
wurde abgesehen. 

Zu Artikel 5 

Der Zusatzvertrag soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des .A rtikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Artikel 9 Abs. 2 letzter Halbsatz des Zusatz- 
vertrages tritt die Mehrzahl seiner Bestimmungen 
ebenso wie de:: Vertrag vom 7. Mai 1963 mit Wir- 
kung vom l.Se^ptember 1964 an in Kraft. Der stän- 
digen Praxis entsprechend ist es daher erforderlich, 
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daß auch die übrigen Bestimmungen des Gesetzes 
rückwirkend von diesem Zeitpunkt an in Kraft tre- 
ten. Das Inkrafttreten des Artikels 2 wird dem Ar- 
tikel 9 Abs. 2 erster Halbsatz des Zusatzvertrages, 
das des Artikels 3 Nr. 1 der Regelung in Artikel V 
§ 6 des Dritten Neuordnungsgesetzes — KOV — an- 
gepaßt. 

Finanzielle Auswirkungen 

Durch den Zusatzvertrag tritt eine Mehrbelastung 
des Bundes und der Länder gegenüber dem gelten- 
den Vertrag vom 7. Mai 1963 nicht ein. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß die sich 
aus dem Vertrag vom 7. Mai 1963 ergebenden und 
nach seinem Artikel 11 von den Vertragsstaaten 
einander jährlich zu erstattenden Aufwendungen in 
ihrer Höhe jeweils unterschiedlich sind. Sie richten 
sich sowohl nach den Zu- und Abwanderungen der 


in den Vertragsstaaten lebenden Kriegsopfer als 
auch nach der Häufigkeit und dem Umfang der In- 
anspruchnahme von vertraglichen Leistungen (Heil- 
behandlung) durch die vom Vertrag erfaßten Per- 
sonen. 

In der Zeit vom 1. September 1964 bis 31. Dezember 
1967 betrugen 

a) die von der Bundesrepublik Deutschland an die 
Republik Österreich erstatteten Aufwendungen 
718 732,65 DM, 

b) die von der Republik Österreich an die Bundes- 
republik Deutschland erstatteten Aufwendungen 
295 258,41 DM. 

Haushaltseinnahmen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land können sich aus Artikel 6 des Zusatzvertrages 
ergeben, der die Vollstreckbarkeit von Entscheidun- 
gen und Bescheiden des einen Vertragsstaates im 
anderen Vertragsstaate regelt. 
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Zusatzvertrag 

zur Durdiführung und Ergänzung des Vertrages vom 7. Mai 1963 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über Kriegsopferversorgung und Beschäftigung Schwerbeschädigter 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik 
Österreich haben zur Durchführung und Ergänzung des 
am 1. September 1964 in Kraft getretenen Vertrages über 
Kriegsopferversorgung und Beschäftigung Schwerbeschä- 
digter vom 7. Mai 1963 — im folgenden Vertrag genannt 
— den nachstehenden Zusatzvertrag geschlossen: 

Artikel 1 

Im Sinne des Vertrages steht eine Versorgung nach dem 
Heeresversorgungsgesetz der Republik Österreich einer 
Versorgung nach dem Kriegsopferversorgungsgesetz 
gleich. Dabei ist der Familienzuschlag nach dem Heeres- 
versorgungsgesetz der Frauenzulage und der Kinder- 
zulage nadi Artikel 6 des Vertrages gleichzusetzen. An 
die Stelle des Schwerkriegsbeschädigtenausweises 11 nach 
Artikel 13 des Vertrages tritt der Schwerbeschädigten- 
ausweis. 

Artikel 2 

(1) Im Sinne des Vertrages stehen Personen, die Wehr- 
dienst oder zivilen Ersatzdienst geleistet haben und nach 
dem Soldatenversorgungsgesetz oder dem Gesetz über 
den zivilen Ersatzdienst der Bundesrepublik Deutschland 
wegen einer Gesundheitsstörung, die während des Wehr- 
oder Ersatzdienstverhältnisses entstanden, aber keine 
Folge einer Wehr- oder Ersatzdienstbeschädigung ist, 
einen befristeten Anspruch auf Heilbehandlung besitzen, 
während des Bestehens dieses Anspruchs hinsichtlich der 
Heilfürsorge und der orthopädischen Versorgung Per- 
sonen gleich, denen Beschädigtenversorgung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz zuerkannt ist. 

(2) Treffen andere Gesetze der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar 
erklären, oder Gesetze der Republik Österreich für Per- 
sonenkreise, die der Vertrag erfaßt, eine entsprechende 
Regelung wie die in Absatz 1 angeführten Gesetze der 
Bundesrepublik Deutschland, werden die Vertragsstaaten 
Artikel 1 Absatz 2 des Vertrages entsprechend anwenden, 

Artikel 3 

(1) Deutsche Versorgungsberechtigte im Sinne des Ver- 
trages, die ihren ständigen Aufenthalt im Gebiete der 
Republik Österreich haben, können während eines vor- 
übergehenden Aufenthaltes im Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland Heil- und Krankenbehandlung wie 
deutsche Versorgungsberechtigte, die ihren ständigen 
Aufenthalt im Gebiete der Bundesrepublik Deutschland 
haben, in Anspruch nehmen. 

(2) österreichische Beschädigte im Sinne des Vertrages, 
die ihren ständigen Aufenthalt im Gebiete der Bundes- 
republik Deutschland haben, können während eines vor- 


übergehenden Aufenthaltes im Gebiete der Republik 
Österreich Heilfürsorge und orthopädische Versorgung 
wie österreichische Beschädigte, die ihren ständigen Auf- 
enthalt im Gebiete der Republik Österreich haben, in 
Anspruch nehmen. 

(3) Auf die Leistungen nach Absatz 1 und 2 ist Ar- 
tikel 11 des Vertrages nicht anzuwenden. 

Artikel 4 

Bei der Ausgabe der besonderen Ausweise für die 
Inanspruchnahme von Fahrpreisermäßigung im Sinne des 
Artikels 12 des Vertrages sind die dort bezeichneten 
Beschädigten wie österreichische Beschädigte zu behan- 
deln. Hinsichtlich des staatlichen Kostenanteils findet 
Artikel 11 des Vertrages Anwendung. 

Artikel 5 

(1) Bei der Durchführung der Gesetze, die nach dem 
Vertrag oder diesem Zusatzvertrag anzuwenden sind, 
gelten Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe, die nach 
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates bei einer 
Behörde, einem Geridit, einem Träger der Sozialversiche- 
rung oder einer anderen Einrichtung einzureichen sind, 
als bei der zuständigen Stelle eingereicht, wenn sie bei 
der entsprechenden Stelle im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaates eingereicht werden. Der Tag, an dem 
Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe bei dieser Stelle 
eingeh en, gilt als der Tag des Eingangs bei der zustän- 
digen Stelle. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind 
von der Stelle, bei der sie eingereicht worden sind, ohne 
unnötigen Aufschub an die zuständige Stelle des anderen 
Vertragsstaates weiterzuleiten. 

Artikel 6 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte 
und Bescheide der Verwaltungsbehörden des einen Ver- 
tragsstaates in Angelegenheiten der Versorgung der im 
Vertrag und Zusatzvertrag bezeichneten Personen wer- 
den im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn 
sie der öffentlichen Ordnung des Vertragsstaates wider- 
spricht, in dem die Entscheidung oder der Bescheid an- 
erkannt werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Ent- 
scheidungen und Besdieide werden im anderen Vertrags- 
staat vollstreckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich 
nach den Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, 
in dessen Gebiet vollstreckt werden soll, für die Voll- 
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Streckung der in diesem Staat erlassenen entsprechenden 
Entscheidungen und Bescheide gelten. Die Ausfertigung 
der Entscheidung oder des Bescheides muß mit der Be- 
stätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vpllstreckungsklausel) 
versehen sein. 

Artikel 7 

Dieset Zusatzvertrag wird für die Dauer der Gültigkeit 
des Vertrages geschlossen. 

Artikel 8 

Dieser Zusatzvertrag gilt auch für das Land Berlin, 
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber der Bundesregierung der Republik Öster- 


reich innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht 
werden, eine gegenteilige Erklärung abgibt, 

Artikel 9 

(1) Dieser Zusatzvertrag bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Artikel 5 und 6 dieses Zusatzvertrages treten mit 
dem ersten Tage des Monats in Kraft, der dem Monat 
folgt, in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht wer- 
den; die übrigen Bestimmungen dieses Zusatzvertrages 
treten nach Austausch der Ratifikationsurkunden mit Wir- 
kung vom 1. September 1964 in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
sen Zusatzvertrag unterschrieben und mit Siegeln ver- 
sehen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 7. Februar 1969 in zwei 
Urschriften. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Löns 

Für die Republik Österreich: 

Waldheim 
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L Allgemeines 

Aus den Erfahrungen bei der Durchführung des Ver- 
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über Kriegsopferver- 
sorgung und Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 
7. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 220) haben 
sich mehrere Fragen ergeben, die der Regelung bzw. 
Klarstellung in einem Zusatzvertrag bedurften. 

11. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Er stellt klar, daß die nach dem österreichischen 
Heeresversorgungsgesetz versorgten Soldaten und 
ihre Hinterbliebenen die Leistungen und Vergünsti- 
gungen nach dem Vertrag wie Kriegsopfer erhalten 
sollen. Diese Klarstellung ist nötig, weil vom 1. Ja- 
nuar 1964 an für die Soldaten des österreichischen 
Bundesheeres eine eigene gesetzliche Versorgungs- 
regelung geschaffen worden ist, die sich zwar eng 
an die Regelung des Österreichischen Kriegsopfer- 
versorgungsgesetzes anlehnt, es aber nicht für an- 
wendbar erklärt, so daß der Wortlaut des Artikels 1 
Abs. 2 des Vertrages nicht mehr erfüllt ist. 

Die Soldaten der deutschen Bundeswehr werden 
nach wie vor von Artikel 1 Abs. 2 des Vertrages 
vom 7. Mai 1963 erfaßt, da das Soldatenversor- 
gungsgesetz das Bundesversorgungsgesetz weiter- 
hin für anwendbar erklärt. 

Mit Satz 3 dieses Artikels wird sichergestellt, daß 
die nach dem österreichischen Heeresversorgungs- 
gesetz versorgten Soldaten hinsichtlich des Aus- 
weiswesens wie deutsche Soldaten behandelt wer- 
den. Die in der Bundesrepublik Deutschland mit dem 
nur für nicht kriegsbes^ädigte Schwerbeschädigte 
bestimmten Schwerbeschädigtenausweis verbunde- 
nen Vergünstigungen sind dieselben, zu deren In- 
anspruchnahme der Schwerkriegsbeschädigten-Aus- 
weis II (Artikel 13 des Vertrages) berechtigt. 

Zu Artikel 2 

Diese Bestimmung schafft die Möglichkeit, dem dar- 
in genannten Personenkreis ebenfalls die Leistun- 
gen und Vergünstigungen des' Vertrages (Artikel 2 
bis 4) zukommen zu lassen. 

Zu Artikel 3 

Hierin wird in Ergänzung der Artikel 4 und 7 des 
Vertrages die Heil- und Krankenbehandlung bei 
vorübergehendem Aufenthalt der Versorgungsbe- 
rechtigten im Heimatstaat geregelt, da in Österreich 
keine der Nummer 44 der geltenden Regelungen für 
die Versorgung von Kriegsopfern im Ausland auf 
Grund des Dritten Neuordnungsgesetzes (Richt- 
linien 1967) — Beilage zum Bundesversorgungsblatt 
Nr. 9/1967 — entsprechende allgemeine Regelung 
besteht, wonach deutsche Berechtigte mit Wohnsitz 
oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland, die sich 
vorübergehend im Inland aufhalten, bei Vorlage des 
Bescheides u. a. Sachleistungen der Heil- oder Kran- 
kenbehandlung nach den gleichen Grundsätzen wie 
die Berechtigten im Bundesgebiet erhalten können. 
Eine beiderseitige vertragliche und damit gesetz- 


liche Regelung erscheint daher zweckmäßig; sie 
schließt auch die Möglichkeit einer Doppelgewäh- 
rung aus. 

Absatz 3 stellt klar, daß die Anwendung der Kosten- 
erstattungsvor Schrift des Vertrages für die bezeich- 
neten Fälle nicht erforderlich ist. 

Zu Artikel 4 

Diese Bestimmung stellt sicher, daß die in der Repu- 
blik Österreich lebenden deutschen Beschädigten 
mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
70 V. H. und mehr, die gemäß Artikel 12 des Ver- 
trages Anspruch auf die besonderen Ausweise für 
die Inanspruchnahme von Fahrpreisermäßigungen 
haben, hinsichtlich der hierfür zu zahlenden Jahres- 
gebühren wie österreichische Beschädigte behan- 
delt werden. Die österreichischen Kriegsbeschädig- 
ten entrichten für die Ausstellung dieser Ausweise 
nur einen bestimmten Teilbetrag der vollen Gebühr; 
den Unterschied trägt der österreichische Staat. 
Satz 2 regelt die Erstattung des staatlichen Kosten- 
anteils durch die Bundesrepublik Deutschland an die 
Republik Österreich. 

Zu Artikel 5 

Diese Regelung dient der Erleichterung des Verfah- 
rens zur Durchführung der Gesetze, die nach dem 
Vertrag oder Zusatzvertrag anzuwenden sind. 

Zu Artikel 6 

Eine diesem Artikel entsprechende Regelung war 
bereits während der Verhandlungen über den Ver- 
trag in Aussicht genommen, jedoch im Hinblick auf 
ein mögliches besonderes Rechtshilfeabkommen mit 
Österreich für den gesamten sozialen Bereich zu- 
rückgestellt worden. Für den Bereich der Sozialver- 
sicherung ist diese Frage in Artikel 36 des deutsch- 
österreichischen Abkommens über Soziale Sicher- 
heit vom 22. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. 1969 II 
S. 1233 ff.) geregelt worden. Dem Wunsche, diese 
Vorschrift sinngemäß auch auf den Bereich der 
Kriegsopferversorgung auszudehnen, konnte nicht 
Rechnung getragen werden. Es ergab sich daher die 
Notwendigkeit, ir diesem Zusatzvertrag eine ent- 
sprechende Regelung zu treffen, die im Rahmen der 
Kriegsopferversorgung wünschenswert ist. 

Zu Artikel 7 

Er legt fest, daß die Gültigkeitsdauer des Zusatz- 
vertrages mit der des Hauptvertrages vom 7. Mai 
1963 übereinstimmt. 

Zu Artikel 8 

Er enthält die übliche Berlin-Klausel mit der sich 
aus Artikel 9 Abs. 2 ergebenden Abweichung. 

Zu Artikel 9 

Er enthält in Absatz 1 den üblichen Ratifikations- 
Vorbehalt. Das Inkrafttreten der Bestimmungen des 
Zusatzvertrages mit Ausnahme der Artikel 5 und 6 
muß — wie Absatz 2 festlegt — mit dem des Haupt- 
vertrages vom 7. Mai 1963 übereinstimmen. Ar- 
tikel 5 und 6 machen eine Abweichung von dieser 
allgemeinen Regelung erforderlich. 
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